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Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


Sind Informationen zutreffend, denen zufolge 
bei der Gewährung von Sonderurlaub zum 
Zweck der Jugendbetreuung seitens der einzel- 
nen staatlichen Dienststellen dergestalt unter- 
schiedlich verfahren wird, als sich die Bundes- 
wehr und verschiedene kommunale Stellen ver- 
hältnismäßig großzügig zeigten, während die 
Deutsche Bundespost einen außerordentlich re- 
striktiven Kurs fahre, der lediglich die Erlangung 
von Sonderurlaub bis zu drei Tagen vorsehe? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 18. Mai 1988 

Bei der Gewährung von Sonderurlaub für Zwecke der Jugendbetreuung 
wird - soweit mir bekannt - im Bundesbereich, einschließlich der Bun- 
deswehr, einheitlich verfahren. Maßgebend sind die Bestimmungen der 
Sonderurlaub sverordnung des Bundes, die durch Verweisung in der 
Soldatenurlaub sverordnung auch auf Soldaten anzuwenden sind. Dage- 
gen güt die Verordnung nicht für den Bereich der Länder. Für Landesbe- 
dienstete und für Kommunalbedienstete haben die Länder jeweüs eigene 
Regelungen erlassen. Die Praxis der kommunalen Stellen bei der Beur- 
laubung aus dem genannten Anlaß ist mir nicht bekannt. 


1. Abgeordnete 

Frau 

Luuk 

(SPD) 


2. Abgeordnete 

Frau 

Luuk 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung gegebenenfalls die 
Auffassung, daß die Betreuung eines Jugend- 
zeltlagers nicht einem Erholungsurlaub gleich- 
gestellt werden kann und daß deshalb die Ge- 
währung von Sonderurlaub zu diesem Zwecke 
nicht nur einheitlich, sondern insbesondere auch 
großzügig gehandhabt werden sollte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 18. Mai 1988 

Die Bundesregierung teüt Ihre Auffassung, daß die Betreuung eines 
Jugendzeltlagers nicht einem Erholungsmlaub gleichgestellt werden 
kann; anderenfalls wäre der Anlaß auch nicht in die Sonderurlaubsver- 
ordnung aufgenommen worden. Aus dieser Feststellung können aber 
keine Schlußfolgerungen über die Dauer des möglichen Sonderurlaubs 
gezogen werden. Wie lange Sonderurlaub gewährt werden kann, 
bestimmt sich vielmehr nach § 8 der Sonderurlaub sverordnung. Danach 
darf Urlaub für Zwecke der Jugendpflege im Einzelfall drei Werktage, in 
besonders begründeten Fällen oder bei mehreren Veranstaltungen sechs 
Werktage im Urlaubsjahr nicht überschreiten. Die oberste Dienstbehörde 
oder die von ihr hierzu ermächtigte unmittelbar nachgeordnete Behörde 
kann Urlaub bis zu zwölf Werktagen im Urlaubsjahr bewilligen. 

Wann ein „besonders begründeter Fall" vorliegt, für den Urlaub von 
mehr als drei Werktagen im Urlaubsjahr bewilligt werden darf, ist in der 
Verordnung selbst nicht unmittelbar festgelegt. Dem Wortlaut des § 8 der 
Sondertulaub sverordnung ist aber zu entnehmen, daß die Beiulaubung 
bis zu drei Werktagen im Urlaubsjahr für eine Veranstaltung die Regel, 
eine weitergehende Bewilligung die Ausnahme darstellen soll (BVerwG, 
Urteü vom 29. Januar 1987; ZBR 1987, 277). Der Bundesminister der 
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Verteidigung sieht einen solchen Ausnahmefall z. B. bei der Tätigkeit als 
ehrenamtlicher Jugendgruppenleiter bei Kinder- und Jugendfreizeiten 
des Bundeswehrsozialwerks als gegeben an. Als Ausnahmefall würde ich 
auch ein Jugendzeltlager ansehen, bei dem sich die Gruppe der zu 
betreuenden Jugendlichen überwiegend aus schwerbehinderten 
Jugendhchen zusammensetzt oder bei Gruppen von Kindern von über- 
wiegend erheblich unter 15 Jahren, für die von einer erhöhten Inan- 
spruchnahme des Jugendgruppenleiters durch Beaufsichtigung und 
Betreuung ausgegangen werden muß. 

Die zulässige Dauer eines Sonderurlaubs läßt sich letztlich nur nach den 
Umständen des konkreten Einzelfalls bestimmen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


3. Abgeordneter 

Kolb 

(CDU/CSU) 


Welche steuerfreien Zuschläge für verschiedene 
Tätigkeiten wie Nachtarbeit, Schmutzzulage etc. 
werden z. Z. gewährt, und was ist die Begrün- 
dung dafür, daß hier doch sehr unterschiedliche 
Sätze in den einzelnen Branchen zur Anwen- 
dung kommen? 


4. Abgeordneter 

Kolb 

(CDU/CSU) 


Warum wird dies auch dort, wo die Tätigkeit nur 
regelmäßig nachts ausgeübt wird, mit steuer- 
freien Zuschlägen, nicht aber mit Lohn bzw. Ge- 
halt ausgeglichen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 21. Mai 1988 


Die Höhe der steuerfreien Zuschläge für tatsächlich geleistete Sonntags-, 
Feiertags- und Nachtarbeit ist in den einzelnen Tarifbereichen und Tarif- 
verträgen sehr unterschiedlich. Bei 391 ausgewerteten Tarifverträgen lag 
der Durchschnitt der Zuschläge zum 31. Dezember 1987 bei 

35 vom Hundert für gelegentliche Nachtarbeit, 

26 vom Hundert für regelmäßige Nachtarbeit, 

66 vom Hundert für Sonntagsarbeit, 

139 vom Hundert für Feiertagsarbeit an lohnzahlungspflichtigen 
Tagen, 

108 vom Hundert für Feiertagsarbeit an nicht lohnzahlungspflichtigen 
Tagen und 

152 vom Hundert für Feiertagsarbeit an Weihnachten und am 1. Mai. 

Die Zuschläge sind jeweüs von den Tarifvertragsparteien vereinbart 
worden. Der Bundesregierung ist nicht bekannt, weshalb in den einzel- 
nen Wirtschaftszweigen und Tarifverträgen unterschiedlich hohe 
Zuschläge vereinbart sind. 

Die für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit gezahlten Zuschläge sind 
Bestandteüe des Arbeitslohns. Das Steuerrecht berücksichtigt allerdings, 
daß die Arbeit zu diesen Zeiten im Allgemeininteresse liegen kann und 
stellt deshalb die Zuschläge im Rahmen des § 3b Einkommensteuer- 
gesetz steuerfrei. 

Es ist ausschließlich Sache der Tarifpartner, ob sie für regelmäßige 
Nachtarbeit Lohnzuschläge oder allgemein höhere Löhne vereinbaren. 
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Im Entwurf des Steuerreformgesetzes 1990 ist vorgesehen, die Steuer- 
freiheit der Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeitzuschläge durch für 
alle Wirtschaftszweige einheitliche Höchstsätze zu begrenzen. 


5. Abgeordneter 

Diller 

(SPD) 


Wie beurteüt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß nach der im Bulletin vom 13. April 1988, 
Seite 421, auszugsweise dargestellten Steuer- 
klasse V bei einem Anstieg des Bruttomonats- 
verdienstes von 7 500 DM auf 8 000 DM die 
Grenzbelastung nach den für 1990 geplanten 
Steueränderungen 74,1 v.H. beträgt, während 
nach dem derzeit geltenden Recht sich in diesem 
Fall eine Grenzbelastung von 63,4 v. H. ergibt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 21. Mai 1988 

Die von Ihnen angesprochene Frage hat allenfalls nur eine geringe 
praktische Bedeutung, weü es in Steuerklasse V - bis auf seltene 
Ausnahmefälle - keine Arbeitnehmer mit Monatsverdiensten über 
7 000 DM gibt. 

Die Steuerklasse V ist für die Gesamt- oder die Grenzbelastung ohne 
eigenständige Bedeutung. Sie ist für mitverdienende Ehegatten gedacht, 
die erheblich weniger als der - in Steuerklasse III eingeordnete - Haupt- 
verdiener verdienen. 

Steuerklasse V unterstellt, daß der mitverdienende Ehegatte 40 v. H. des 
gemeinsamen Einkommens der Ehegatten verdient. Der Lohnsteuerab- 
zug ist dabei so bemessen, daß sich zusammen mit dem Lohnsteuerabzug 
in Steuerklasse III eine im Sinne der Jahressteuer zutreffende Gesamtbe- 


Warum hält die Bundesregierung weiterhin an 
der Spaltung des Mehrwertsteuersatzes bei Me- 
dikamenten fest, der für Humanmedikamente 
14 V. H., für Tiermedikamente 7 v. H. beträgt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 21. Mai 1988 

Das Umsatzsteuerrecht macht grundsätzlich keinen Unterschied zwi- 
schen Humanarzneimitteln und Tierarzneimitteln. Umsätze von Tierarz- 
neimitteln unterliegen, auch soweit sie von Tierärzten abgegeben wer- 
den, ebenso wie die Umsätze von Humanarzneimitteln dem allgemeinen 
Umsatzsteuersatz von 14 v. H. 

Lediglich für die Umsätze von sogenannten Fütterungsarzneimitteln güt 
der ermäßigte Steuersatz von 7 v. H. Hierbei ist zu berücksichtigen, daß 
die Umsätze von Mischfuttermitteln dem ermäßigten Steuersatz unterlie- 
gen. Die Aufnahme der sogenannten Fütterungsarzneimittel in den Kreis 
der begünstigten Gegenstände soll gewährleisten, daß die Umsatz- 
steuerermäßigung für Mischfuttermittel auch dann erbeten bleibt, wenn 
diese Erzeugnisse zugleich als Trägerstoff für Tierarzneimittel verwendet 
werden. 


lastung ergibt. 

6. Abgeordneter 

Dr. Holtz 

(SPD) 


7. Abgeordneter 

Schmidt 

(Salzgitter) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung als AUein-Eigentümerin 
des Salzgitter-Konzems bereit, auf die Konzem- 
leitung dergestalt einzuwirken, daß die vor eini- 
ger Zeit begonnene Privatisiemng der Woh- 
nungsbestände der Salzgitter Erzbergbau Ver- 
mögensverwaltungsgesellschaft mbH in Salzgit- 
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ter- Lebenstedt in allen Fällen sozial verträglich 
durchzuführen ist und eine Privatisierung bei 
den Wohnungen ausgesetzt wird, deren jetzige 
Mieter nicht Wohnungskäufer werden können 
oder wollen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 25. Mai 1988 

Der Verkauf des Wohnungsbestandes der Salzgitter Erzbergbau Vermö- 
gensverwaltungsgesellschaft mbH liegt in der Zuständigkeit und Verant- 
wortung der genannten Gesellschaft. 

Die Salzgitter AG als Eigentümerin der Salzgitter Erzbergbau Vermö- 
gensverwaltungsgesellschaft mbH bemüht sich in unmittelbarem Kon- 
takt mit allen in Frage kommenden regionalen Stellen und Gremien um 
einvernehmliche Regelungen. So hat sie von Anfang an ihre Bereitschaft 
erklärt, alle erkennbaren Problemfälle im Rahmen von Härteregelungen 
individuell mit dem Ziel zu behandeln, unter Beachtung der bestehenden 
mietvertraghchen Regelungen jeweüs zumutbare persönliche Lösungen 
zu finden. Bei dem derzeitigen ersten Verkaufsabschnitt werden voraus- 
sichtlich 65 V. H. bis 70 v. H. der Mieter die von ihnen genutzten Woh- 
nungen erwerben. Dies zeigt, daß der weitaus größere Teü der Mieter die 
Wohnungsverkäufe begrüßt und die Möglichkeiten, Wohnungseigentum 
zu erwerben, nutzen. 


8. Abgeordneter 

Schmidt 

(Salzgitter) 

(SPD) 


Welchen konkreten Verwendungszweck (mit 
dem angeblichen Ziel der Arbeitsplatzsicherung) 
wül die Salzgitter Erzbergbau Vermögensver- 
waltungsgesellschaft mbH mit dem Erlös aus 
der Privatisierung der 3 387 Wohnungen und 
456 Garagen in Salzgitter- Lebenstedt verfolgen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 25. Mai 1988 

Die aus dem Verkauf der Wohnungen erzielten Erlöse dienen der Stär- 
kung der Wettbewerbsfähigkeit des Konzerns und damit auch der 
Arbeitsplatzsicherung im Raum Salzgitter. 


9. Abgeordnete 

Frau 

Wilms-Kegel 

(DIE GRÜNEN) 


Wie bewertet die Bundesregierung das Vor- 
gehen von Lebensversicherern und privaten 
Kranken Versicherern, mit dem sie ausschließen 
wollen, daß HlV-Infizierte bei ihnen versichert 
werden, und beabsichtigt sie, Maßnahmen zu 
ergreifen, um dies zu verhindern? 


10. Abgeordnete 

Frau 

WilmS’Kegel 

(DIE GRÜNEN) 


Wie bewertet die Bundesregierung insbesondere 
Risikoraster, in denen beispielsweise die Zuge- 
hörigkeit zu bestimmten Berufen, Altersgruppen 
u. ä. als Indiz auf ein „AIDS-Risiko" eingestuft 
werden, und welche Möglichkeiten sieht sie zu 
verhindern, daß eine zentrale AIDS- Datei unter 
der Sonderwagnisdatei der Lebensversicherer 
entsteht? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 26. Mai 1988 

Die Versicherungsunternehmen betreiben das Versicherungsgeschäft in 
eigener Verantwortung. Es liegt bei ihnen, wem sie ihre Leistungen 
anbieten wollen. Abschlußzwang besteht nicht. Nach § 16 Abs. 1 Satz 3 
des Versicherungsvertragsgesetzes können sie vor Vertragsschluß nach 
jedem für die Risikoübernahme bedeutsamen Umstand fragen. Die Bun- 
desregierung beabsichtigt nicht, diese allgemein geltenden rechtlichen 
Grundlagen zu ändern. Sie ist jedoch der Ansicht, daß Gespräche zwi- 
schen dem Bundesministerium für Jugend, Famüie, Frauen und Gesund- 
heit und den Verbänden der Lebensversicherer und der privaten Kran- 
kenversicherer sinnvoll sind. Denn die Versicherer können je nach Aus- 
gestaltung ihrer Risikoprüfung dazu beitragen, daß die für erfolgreiche 
AIDS-Bekämpfung unerläßliche Bereitschaft, sich einem Test zu unter- 
ziehen, nicht beeinträchtigt wird. 

Der Verband der Lebensversicherungs- Unternehmen führt eine Datei, in 
der Anträge erfaßt werden, die mit Risikozuschlag angenommen, zurück- 
gestellt oder abgelehnt worden sind. Worin das besondere Risiko besteht, 
wird nicht erfaßt. Deshalb besteht hier nicht die Gefahr, daß eine AIDS- 
Datei entsteht. Die genannte Datei ist gemäß § 39 des Bundesdaten- 
schutzgesetzes dem Regierungspräsidenten Köln als zuständige Auf- 
sichtsbehörde gemeldet und wird von dort überwacht. 


11- Abgeordneter 
Lowack 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen der 
Steuerreform auch den seit mehreren Jahrzehn- 
ten feststehenden Freibetrag für - gemeinnützi- 
ge- Sportvereine bei Einnahmen aus Annon- 
cengeldem u. a. anzuheben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 26. Mai 1988 

Die Bundesregierung prüft zur Zeit, wie das Gemeinnützigkeitsrecht und 
das Spendenrecht vereinfacht und verbessert werden können. Dabei ist 
es eines ihrer Ziele, die Besteuerung wirtschafthcher Betätigungen 
gemeinnütziger Vereine spürbar zu vereinfachen, ohne daß dadurch 
Wettbewerbsverzemingen gegenüber mittelständischen Unternehmen 
entstehen. 

Die Bundesregierung hat die Absicht, bald Gesetzesvorschläge dazu 
vorzulegen, die zeitgleich mit der Steuerreform 1990 verwirklicht werden 
können. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


12. Abgeordneter 
Rossmanith 
(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen und Programme werden 
zur Zeit durchgeführt oder sind geplant, um 
die bundesdeutsche Wirtschaft auf den euro- 
päischen Binnenmarkt, insbesondere auf die 
juristischen, sozialen und technischen Aspekte, 
vorzubereiten? 
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Antwort des Parl^entarischen Staatssekretärs Dr. Riedl 
vom 20. Mai 1988 

1 . 

Die Bundesregierung hat die Wirtschaft umfassend über das Ziel „EG- 
Binnenmarkt 1992" informiert. Das Programm ist in zahlreichen Veran- 
staltungen von Vertretern des Bundesministeriums für Wirtschaft aus- 
führlich erläutert worden. Zusätzliche Informationen ergeben sich durch 
die engen Kontakte zwischen Wirtschaft und Bundesregierung bei der 
Diskussion der vielen Einzelvorhaben zur Verwirklichung des Binnen- 
marktes. 

Am 15. März 1988 hat in Bonn eine Großveranstaltung der Wirtschaft mit 
über 2 000 Teünehmem zu diesem Thema stattgefunden. Redner waren 
dabei u. a. Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl, der Präsident der EG- 
Kommission, Jacques Delors, und Staatssekretär Dr. Schlecht. Die Bun- 
desregierung hat es begrüßt, daß die Initiative zu dieser Veranstaltung 
von der Wirtschaft selbst kam. 

Schließlich hat das Bundesministerium für Wirtschaft eine ausführliche 
Broschüre über das Gesamtthema herausgegeben, die weit gestreut wird. 

2 . 

Der Mittelstand ist in die Arbeiten zur Vollendung des Binnenmarktes 
von Anfang an eng einbezogen worden. 

Am 21. Februar 1988 hat der Bundesminister für Wirtschaft eine Mittel- 
standskonferenz mit dem zuständigen EG-Kommissar Matutes und Ver- 
tretern der deutschen mittelständischen Wirtschaft in Stuttgart veranstal- 
tet. Ferner hat am 6. Mai 1988 in Glücksburg ein informelles Ministertref- 
fen zu Fragen der Mittelstandspolitik vor dem Hintergrund des einheitli- 
chen Binnenmarktes statt gefunden. 

In der EG hat eine besondere „Task Force kleine und mittlere Unterneh- 
men" folgende Vorhaben initiiert, die oftmals auf Initiativen der Bundes- 
regierung zurückgehen: 

- Püotphase zur Einrichtung von EG-Beratungsstellen für Unternehmen 
(EURO-Schalter); dabei wurden im Bundesgebiet insgesamt vier Püot- 
einrichtungen geschaffen; die EURO-Schalter sollen gemeinschaftsre- 
levante Informationsbedürfnisse decken; 

- Püotphase zur Einrichtung von Kooperationsbüros für Unternehmen 
(Business Cooperation Network, BC-NET); sie sollen zu einer ver- 
stärkten Zusammenarbeit über die Grenzen hinweg in der EG bei- 
tragen; 

- Unternehmens- und Innovationszentren (BIC); diese können ein posi- 
tives Element für die Existenzgründungspolitik und die Entfaltung 
eines regional und lokal vorhandenen endogenen Wirtschaftspotenti- 
als sein; 

- Initiative zur Verwaltungs Vereinfachung, die Durchführung der so- 
genannten Mittelstands Wirkungsklausel, nach der alle neuen EG- 
Regelungen auf ihre Mittelstandsfreundlichkeit zu überprüfen sind. 
Auch bestehende EG-Regelungen sollen überprüft werden können. 


3. 

Somit stehen für die interessierten Wirtschaftskreise umfassende Infor- 
mationsmöglichkeiten zur Verfügung. Die Wirtschaft wird durch eigene 
Informationen - etwa durch die Industrie- und Handelskammern - ein 
übriges tun. 

Wie eine im März 1988 veröfffentlichte Untemehmensbefragung des 
Deutschen Industrie- und Handelstages ergeben hat, ist die deutsche 
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Wirtschaft bereits in starkem Maße für die Vollendung des Binnenmark- 
tes 1992 sensibilisiert. Übrigens sieht nach dieser Umfrage die weit 
überwiegende Mehrheit der deutschen Unternehmen keine Schwierig- 
keiten für die eigene Wettbewerbsfähigkeit. Ein beachtlicher Teil dieser 
Unternehmen schätzt die eigene Wettbewerbsfähigkeit sogar recht 
selbstbewußt ein und sieht schon jetzt die EG-Märkte sozusagen als 
„Hausmärkte" an. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Soziaiordnung 


13. 


Abgeordneter 

Dr. Niese 


(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Antragsformulare für die Anerkennung von 
Kindererziehungszeiten für Mütter, die in den 
Jahren 1907 bis 1911 geboren sind, in einer viel 
zu kleinen Druckschrift verfaßt sind und somit 
von vielen Frauen auf Grund ihres Alters kaum 
oder gar nicht gelesen werden können? 


14. Abgeordneter 

Dr. Niese 


(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzuwir- 
ken, daß die Antragsformulare zukünftig in einer 
Druckschrift abgefaßt werden, die auf die in die- 
ser speziellen Personengruppe häufig auftreten- 
den Sehschwächen mehr Rücksicht nimmt? 


Antwort des Staatssekretärs Jagoda 
vom 24. Mai 1988 

Klagen über eine unzureichende Lesbarkeit der Antragsformulare für die 
Kindererziehungsleistung sind der Bundesregierung bisher nicht 
bekanntgeworden. Auch an die Deutsche Bundespost (DBP) und an die 
Rentenversicherungsträger sind entsprechende Klagen bisher nicht her- 
angetragen worden. Hierbei mag eine Rolle spielen, daß den älteren 
Müttern bei der Antragstellung in vielfältiger Form Hüfestellung geleistet 
wird, und zwar spätestens bei der Bescheinigung der Richtigkeit der 
Angaben im Antrag durch die Versicherungsämter, die Auskunfts- und 
Beratungsstellen der Rentenversicherungsträger und die Versichertenäl- 
testen. Die zügige Abwicklung des Verfahrens zur Einbeziehung der 
Mütter der Geburts Jahrgänge vor 1907 zum 1. Oktober 1987 spricht eher 
dafür, daß Verständnis Schwierigkeiten infolge schlechter Lesbarkeit der 
Antragsformulare tatsächlich nicht - oder allenfalls in geringer Zahl - 
aufgetreten sind. Auch die bisherigen Erfahrungen mit der zweiten Jahr- 
gangsstufe sprechen für diese Annahme: Von den Müttern der Geburts- 
jahrgänge 1907 bis 1911, denen Mitte April 1988 die Antragsformulare 
übersandt wurden, sind bis Mitte Mai 1988 bereits 430000 Anträge bei 
den Rentenrechnungsstellen der DBP eingegangen. 

Die Bundesregierung ist selbstverständlich bereit, das Anliegen, Antrags- 
formulare für Mütter der Geburtsjahrgänge vor 1921 künftig in einer 
größeren Druckschrift abzufassen, an die Rentenversicherungsträger und 
die DBP heranzutragen, die für die Ausgestaltung der Antragsformulare 
zuständig sind. Bei der Prüfung des Anliegens wird jedoch zu berücksich- 
tigen sein, daß Veränderungen der Schriftgröße wohl entweder zu einer 
Einschränkung der sachlichen Information oder aber zu einer Auswei- 
tung der Antragsformulare führen müßten. Die Rentenversicherungs- 
träger und die DBP haben sich bei ihren bisherigen Überlegungen zur 
Ausgestaltung der Formulare gerade auch davon leiten lassen, daß die 
Mütter ein einseitiges Antragsformular einem gegebenenfalls mehrseiti- 
gen Formular vorziehen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


15. Abgeordneter Wann und in welchem Umfang findet die ge- 

Stratmann plante Erweiterung des NATO- Flugplatzes 

(DIE GRÜNEN) Pferdsfeld statt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 18. Mai 1988 

Bei der Einführung eines neuen luftgestützten Aufklärungssystems sollen 
die Aufklärungsflugzeuge dem Jagdbombergeschwader 35 als 3. Staffel 
zugeordnet werden. Die Staffel soll zwischen 1991 und 1997 aufwachsen. 
Hierfür müssen auf dem Flugplatz eine Halle und einige Flugzeugschutz - 
bauten errichtet sowie zusätzliche Rollwege zur vorhandenen Start-/ 
Landebahn gebaut werden. Der Bau einer weiteren Start- bzw. Lande- 
bahn ist nicht vorgesehen. Diese Erweiterungen sollen 1990 beginnen 
und 1995 abgeschlossen werden. Insgesamt wird der Rugplatz um ca. 
20 Hektar erweitert, davon befindet sich der größte Teü bereits im Bun- 
desbesitz. 


16. Abgeordneter Wie ist die örtliche Lage der Erweiterung? 

Stratmann 
(DIE GRÜNEN) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 18. Mai 1988 

Die Erweiterung ist südlich des Ostteils der Startbahn vorgesehen. 


17. Abgeordneter Wie hoch sind die Kosten der geplanten Maß- 

Stratmann nahmen, und wann werden sie voraussichtlich 

(DIE GRÜNEN) wirksam? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 18. Mai 1988 

Die Infrastrukturkosten (Geländeerwerb, Bauten, Rollwege, Absiche- 
rung) werden derzeit auf insgesamt 75 Millionen DM geschätzt. Die 
Einzelbauplanung beginnt in diesen Wochen. 

Die infrastrukturellen Maßnahmen werden zwischen 1990 und 1995 
wirksam. 


18. Abgeordneter Wie viele Flugzeuge (welcher Flugzeugtyp) sol- 

Stratmann len stationiert werden, und ist damit eine Aus- 

(DIE GRÜNEN) Weitung des Personalbestandes geplant? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 18. Mai 1988 

Es handelt sich um ein leichtes, einmotoriges Propellerflugzeug mit 
einem Flugaufkommen im Frieden von drei bis fünf Starts/Landungen 
pro Tag. 

Mit dem Aufbau einer 3. Staffel ist ein Personalaufwuchs in Pferdsfeld 
von bis zu 85 Arbeitsplätzen (militärisches und zivües Personal) ver- 
bunden. 
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19. Abgeordnete 

Frau 

Bulmahn 

(SPD) 


Wie verteilen sich die Ausgaben des Bundes für 
Wehrforschung und Wehrtechnik 1987 auf die 
einzelnen Bundesländer und auf die verschiede- 
nen Empfängergruppen unter Berücksichtigung 
von Umsatz- und Beschäftigtengrößenklassen 
der im Auftrag des Bundes FuE betreibenden 
Unternehmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 24. Mai 1988 


1 - Die Ausgaben des Bundes für Wehrforschung und Wehrtechnik 
verteilten sich im Jahre 1987 wie folgt auf die Bundesländer: 


O Schleswig-Holstein 

O Hamburg 

O Niedersachsen 

O Bremen 

O Nordrhein-Westfalen 

O Hessen 

O Rheinland- Pfalz 

O Baden- Württemberg 

O Bayern 

3.9 V. H. 

5.9 V. H. 

3.7 V. H. 

3.9 V. H. 
11,8 V. H. 

3.8 V. H. 
0,3 V. H. 

29,7 V. H. 
37,0 V. H. 

Bei dieser Aufschlüsselung ist allerdings zu berücksichtigen, daß sie nur 
die Hauptauftragnehmer erfaßt; diese liegen vornehmlich im süddeut- 
schen Raum. Die vielen Unteraufträge süddeutscher Firmen in den nord- 
deutschen Raum werden statistisch nicht erfaßt. 

2 - Für die Empfänger gruppen nach Umsatz galt: 


O Jahresumsatz des Auftragnehmers 
unter 200 Millionen DM 

25 V. H. 

O Jahresumsatz des Auftragnehmers 

200 bis 500 Millionen DM 

19 V. H. 

O Jahresumsatz des Auftragnehmers 

500 Millionen DM bis 1 Milliarde DM 

8v. H. 

O Jahresumsatz des Auftragnehmers 
über 1 Milliarde DM 

48 V. H. 

3 - Die Empfängergruppen nach Beschäftigungsgrößenklassen schlüs- 
selten sich wie folgt auf: 

O Personalstärke der Auftragnehmer 
unter 1 000 Mitarbeiter 

25 V. H. 

O Personalstärke der Auftragnehmer 

1 000 bis 5 000 Mitarbeiter 

27 V. H. 

O Personalstärke der Auftragnehmer 

5 000 bis 10 000 Mitarbeiter 

8v. H. 

O Personalstärke der Auftragnehmer 
über 10 000 Mitarbeiter 

40 V. H. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit 


20. Abgeordneter 
Dr. Schöfberger 
(SPD) 


Wie beurteüt die Bundesregierung die Werbe- 
kampagne der Zjgarettenindustrie „Ich rauche 
gern!", vor allem in ihrer Wirkung auf junge 
Menschen, und was will die Bundesregierung 
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eingedenk der mit dem Tabakkonsum verbun- 
denen Gesundheitsschäden und Lebensgefah- 
ren dagegen unternehmen oder dem Bundesge- 
setzgeber Vorschlägen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 20. Mai 1988 

Zweifellos hat die Werbekampagne für Zigaretten mit dem Slogan „Ich 
rauche gern" wegen ihres besonderen Aufforderungscharakters an die 
Beworbenen nicht nur in Kreisen, die für die Gesundheit der Bevölkerung 
Verantwortung tragen, sondern darüber hinaus weithin in der Bevölke- 
rung Empörung hervorgerufen. 

Die Beurteilung, ob diese Werbekampagne mit dem geltenden Recht, 
insbesondere mit den Rechtsvorschriften des Lebensmittel- und Bedarfs- 
gegenständegesetzes über die Werbung für Tabakerzeugnisse (§ 22 
LMBG), in Einklang steht, obliegt indessen den für die Lebensmittelüber- 
wachung zuständigen obersten Landesbehörden und letzlich den Gerich- 
ten. Hierauf hat die Bundesregierung bereits in ihrer Antwort zu der 
Kleinen Anfrage des Abgeordneten Ströbele und der Fraktion DIE 
GRÜNEN zu dieser Werbekampagne hingewiesen (Drucksache 10/3723). 

Das Bundesministerium für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit hat 
bereits im Jahre 1986 die für die Lebensmittelüberwachung zuständigen 
obersten Landesbehörden gebeten zu prüfen, ob sie die Möglichkeit 
sehen, nach § 22 des Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetzes 
gegen diese Werbung vorzugehen. Die hierzu eingegangenen Stellung- 
nahmen waren nicht einheitlich. Jedenfalls ist bis heute nicht bekannt- 
geworden, daß ein Beanstandungsverfahren wegen Verstoßes gegen das 
Lebensmittelgesetz eingeleitet worden oder eine Gerichtsentscheidung 
ergangen wäre. 

Zur Zeit wird im Bundesministerium für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit ein Aktionsprogramm zur Förderung des Nichtrauchens vor- 
bereitet, das noch in diesem Jahr der Öffentlichkeit vorgestellt werden 
wird. Der Entwurf sieht auch für den Bereich der Werbung Vorschläge 
zur Diskussion mit den Verbänden vor mit dem Ziel, Auswüchsen in der 
Werbung durch Ausbau der freiwilligen Werbebeschränkungen zu be- 
gegnen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


21. Abgeordnete 

Frau 

Blunck 

(SPD) 


Wann ist das Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten als am lO./ll. Febru- 
ar 1986 noch zuständige oberste deutsche WA- 
Durchführungsbehörde vom französischen Um- 
weltministerium darüber informiert worden, daß 
Einfuhranträge über (mindestens) 6 120 Katzen- 
felle (Felis geoffroyi. Felis wiedü), Ursprungsland 
Bolivien, gestellt worden sind? 


Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 24. Mai 1988 


Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten als 
damalige oberste Vollzugsbehörde für das Washingtoner Artenschutzab- 
kommen ist vom zuständigen französischen Ministerium nicht darüber 
informiert worden, daß dort Einfuhranträge über 6 120 Katzenfelle aus 
Bolivien vorliegen. 
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22. Abgeordnete 

Frau 

Blunck 

(SPD) 


Welche für die Beurteilung des Antrages auf 
Einfuhrgenehmigung bedeutsame Information 
hat das Bundesministerium für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten daraufhin dem französi- 
schen Umweltministerium übermittelt, bevor 
dieses die Einfuhrgenehmigung CITES-Nm. lEF 
227, 235 bis 237 vom 10. bzw. 11. Februar 1986 
erteüte? 


Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 24. Mai 1988 

Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
konnte daher auch keine Informationen an Frankreich geben, die Einfluß 
auf die Ausstellung der betreffenden Einfuhrgenehmigungen und 
CITES-Bescheinigungen durch die zuständige französische Behörde 
haben konnten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen 


23. Abgeordneter 
Fuchtel 
(CDU/CSU) 


Wie wird sichergestellt, daß bei der bundeswei- 
ten Einführung des ISDN-Systems der ländliche 
Raum nicht nachrangig bedient wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 20. Mai 1988 

Das Serien-ISDN beginnt Ende 1988 in den acht Städten Berlin, Ham- 
burg, Hannover, Düsseldorf, Frankfurt, Stuttgart, Nürnberg und Mün- 
chen. In jeder dieser Städte wird eine digitale Ortsvermittlungsstelle mit 
jeweüs 1000 Anschlußmöglichkeiten für digitale Teünehmerleitungen 
ISDN-fähig sein. Auf diese Weise kann mit Beginn der Serieneinführung 
der ISDN-Verkehr zwischen den Teünehmem in den größten Kommuni- 
kationszentren der Bundesrepublik Deutschland sichergestellt werden. 

Ab 1989/90 besteht für Teilnehmer, die ISDN-Dienste in Anspruch neh- 
men möchten, in deren Anschlußbereich aber noch keine ISDN-Vermitt- 
lungsstelle vorhanden ist, die Möglichkeit der Fremdanschaltung. Das 
heißt, solche Teilnehmer werden mit Hilfe von Konzentratoren an eine 
andere ISDN- Vermittlungsstelle ihres Ortsnetzes oder, wenn auch dort 
noch keine ISDN- Vermittlungsstelle vorhanden ist, an eine ISDN-Ver- 
mittlungsstelle ihres Knotenvermittlungsstellenbereichs fremdangeschal- 
tet. Eine solche Fremdanschaltung erfolgt hinsichtlich der Gebührenbe- 
zugspunkte und der Ortsnetzkennzahlen zu den gleichen Bedingungen 
wie eine Regelanschaltung. 

Nach den derzeitigen Planungen wird durch technische Maßnahmen ab 
1993 ein flächendeckendes ISDN-Diensteangebot bereitgestellt. Damit 
wird allen Nachfragern frühzeitig der Zugang zum ISDN ermöglicht. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung 
und Technologie 


Anhand welcher Kriterien läßt sich nach Auffas- 
sung der Bundesregierung der Bereich der so- 
genannten dual-use-technologies, d. h. der so- 
wohl zivil als auch militärisch nutzbaren Techno- 
logien eingrenzen, und wie hoch schätzt die 
Bundesregierung den Anteil dieser Technolo- 
gien an den einzelnen Förderbereichen und För- 
derschwerpunkten der Ausgaben des Bundes für 
Forschung und Entwicklung 1987? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Probst 
vom 19. Mai 1988 

Kriterium für das Potential einer Technologie zum dual-use ist deren 
Nutzbarkeit sowohl für zivüe als auch für militärische Zwecke. 

Dies ist bei einer ganzen Reihe von Technologien, etwa der Informations-, 
der Material-, der Kraftfahrzeug-, der Solar- und der Luftfahrzeugtech- 
nik mehr oder weniger der Fall. Inwieweit es tatsächlich zu einem dual- 
use kommt, für welche Teütechnologien, für welche nicht, welche Anpas- 
sungsentwicklungen entweder für die militärische oder die zivile Nut- 
zung erforderlich sind, dies kann nur in detailherten Einzeluntersuchun- 
gen festgestellt bzw. abgeschätzt werden. Solche Einzeluntersuchungen 
werden wegen des damit verbundenen hohen Aufwands nur durchge- 
führt, wenn die Beantwortung der Frage des dual-use von besonderer 
Bedeutung oder umstritten ist. 

Dies war in der Vergangenheit, angesichts der dortigen hohen Aufwen- 
dungen für die militärische Forschung, vor allem in den USA, der Fall, 
und zwar insbesondere bei den Fragen. 

- ob die müitärischen FuE- Aufwendungen zugleich auch einen entspre- 
chenden Startvorteil für die kommerzielle Nutzung von Technologien 
erbracht haben und 

- wie man eine militärische Nutzung von aus den USA exportierten 
Hochtechnologie-Produkten durch die Staaten des Warschauer Pakts 
verhindern könnte (COCOM-Problematik). 

Abgesehen davon, daß die erste Frage für die europäischen Länder als 
Konkurrenten am Weltmarkt im Hinblick auf einen realistischen Subven- 
tionsvergleich von Interesse ist, haben diese Fragen angesichts der relativ 
geringen militärischen FuE -Aufwendungen und der Exportstruktur der 
Bundesrepublik Deutschland keine große Bedeutung für die Forschungs- 
förderung des Bundes. 

Daher liegen auch keine entsprechenden Untersuchungen, die das För- 
derungsspektrum des Bundes insgesamt abdecken, vor. Wegen der oben 
erwähnten methodischen Schwierigkeiten nimmt die Bundesregierung 
hierzu auch keine Schätzungen vor. 


24. Abgeordnete 

Frau 

Bulmahn 

(SPD) 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Bildung 
und Wissenschaft 


25. Abgeordneter 

Büchner 

(Speyer) 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Hoch- 
schulabschlüsse (z. B. der Deutschen Hochschu- 
le für Körperkultur in Leipzig) und Trainerab- 
schlüsse der DDR durch den Deutschen Fußball- 
bund nicht anerkannt werden, und ist die Bun- 
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desregierung gegebenenfalls bereit, in Gesprä- 
chen mit den betreffenden Fachverbänden dar- 
auf hinzuwirken, daß diese Hochschulabschlüsse 
ebenso wie akademische Abschlüsse anerkannt 
werden? 


26. Abgeordneter 

Büchner 

(Speyer) 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, in welchen 
Bereichen des Sports der Bundesrepubhk 
Deutschland (insbesondere bei den Sportorgani- 
sationen und den Hochschulen) Sport- Studien- 
abschlüsse und die Trainerausbüdung der DDR 
anerkannt werden, und ist die Bundesregierung 
bereit, auf eine Anerkennung hinzuwirken? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Karwatzki 
vom 20. Mai 1988 

Grundsätzhch ist die Anerkennung von Hochschulabschlüssen der DDR, 
also auch der Deutschen Hochschvde für Körperkultur in Leipzig, Sache 
der Länder. Nach Kenntnis der Bundesregierung verfahren die Länder 
bei der Anerkennung von Hochschulabschlüssen der DDR unbürokra- 
tisch und großzügig; größere Probleme gibt es dabei nicht. 

Eine andere Frage ist, ob seitens potentieller Arbeitgeber die Bereitschaft 
besteht, Sportwissenschaftler oder Trainer mit anerkannten Abschlüssen 
aus der DDR zu beschäftigen. Es ist davon auszugehen, daß der Deutsche 
Fußballbund und die anderen Fachverbände im Bereich des Sports, aber 
auch die Hochschulen, Bewerber mit Sport- Studienabschlüssen aus der 
DDR ausschließlich nach fachlichen Gesichtspunkten beurteüen. Zum 
Beispiel kann im Bereich des Deutschen Fußballbundes in der Regel als 
Trainer nur tätig sein, wer - unabhängig von einem Hochschulabschluß 
oder einer sonstigen Ausbüdung im Bereich des Sports - eine Trainerh- 
zenz des Deutschen Fußballbundes erworben hat. Bei Bewerbern mit 
einem entsprechenden Trainerabschluß aus der DDR wird im Einzelfall 
die Vergleichbarkeit geprüft. 

Im übrigen ist der Bundesregierung nicht bekannt, wie die im Deutschen 
Sportbund zusammengeschlossenen 53 Fachverbände im einzelnen die 
Einsetzbarkeit von Bewerbern mit in der DDR erworbenen sportwissen- 
schaftlichen Hochschulabschlüssen oder Trainerabschlüssen beurteüen. 
Sie sieht jedoch keinen Handlungsbedarf, zumal sie im sogenannten 
Akademikerprogramm über die Otto- Benecke- Stiftung die Eingliede- 
rung von Hochschiüabsolventen u. a. aus der DDR in das Berufssystem 
der Bundesrepublik Deutschland fördert. Das Akademikerprogramm güt 
grundsätzlich auch für Absolventen der sportwissenschaftlichen Hoch- 
schiüen. 

Darüber hinaus fördert die Bundesregierung im sogenannten Wissen- 
schaftlerprogramm die Eingliederung von deutschen Wissenschaftlern 
u. a. auch der DDR und Berhn (Ost) in die Hochschulen oder anderen 
wissenschafüichen Institutionen der Bundesrepubhk Deutschland. Dieses 
Programm ist ebenfalls grundsätzhch für Sportwissenschaftler offen. 


27. Abgeordnete 

Frau 

Bulmahn 

(SPD) 


Aus welchen Gründen beabsichtigt die Bundes- 
regierung, die Ausgaben für berufliche Büdung 
sowie sonstige Bereiche des Büdungswesens in 
der mittelfristigen Finanzplanung von 1987 
1863,9 Milhonen DM auf 1991 1470 Milhonen 
DM zurückzuführen? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Karwatzki 
vom 25. Mai 1988 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, die Ausgaben der genannten 
Aufgabenbereiche in dem Maße zurückzuführen, wie aus den herange- 
zogenen Vergleichszahlen des Finanzberichtes 1988 (Ziffer 6.4, Seite 41) 
geschlossen werden könnte. 

Vielmehr ist die Absenkung von 1987 nach 1988 darauf zurückzuführen, 
daß das 1987 im Einzelplan des Bundesministers für Büdung und Wissen- 
schaft noch mit 407 Millionen DM veranschlagte „Benachteiligtenpro- 
gramm" zum 1. Januar 1988 auf die Bundesanstalt für Arbeit übergegan- 
gen ist und ein entsprechender Ansatz ab 1988 im Bundeshaushalt und 
im Finanzplan nicht mehr enthalten ist. Per Saldo ist für die verbhebenen 
Aufgabenbereiche für 1988 und 1989 sogar ein gewisser Aufwuchs vor- 
gesehen. 

Die ab 1990 in der Finanzplanung für die genannten Aufgabenbereiche 
erkennbare leichte Absenkung hat ihre Ursachen im zurückgehenden 
Bedarf für Baumaßnahmen im Bildungs- und Kulturbereich. 


28. Abgeordnete 

Frau 

Bulmahn 

(SPD) 


Warum hat die Bundesregierung die Ausgaben 
für die überbetriebhchen Ausbüdungsstellen von 
1982 219 Millionen DM auf 58 Millionen DM im 
Haushaltsansatz für 1988 gekürzt, obgleich in 
einem Prognos-Gutachten eindeutig festgestellt 
wurde, daß die überbetriebliche Ausbüdung 
„den weitaus höchsten Beitrag zur Verbesserung 
der Ausbüdungsqualität im dualen System" lei- 
stet? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Karwatzki 
vom 25. Mai 1988 

Die Bund-Länder-Komnüssion für Bildungsplammg imd Forschungsför- 
derung verabschiedete nach eingehender Beratung am 15 November 
1976 ein „Programm zxir Durchführung vordringlicher Maßnahmen zur 
Minderung der Beschäftigungsrisiken von Jugendlichen". Dies ist von 
den Regierungschefs des Bundes und der Länder am 17. Februcir 1978 
beschlossen worden und sieht vor, die Anzahl der überbetrieblichen 
Ausbüdungsplätze auf 77 100 zu steigern. 

Nach der letzten Erhebung des Bundesinstituts für Berufsbüdung vertei- 
len sich die 599 übertrieblichen Berufsbildungsstätten, in denen Meißnah- 
men der überbetrieblichen Unterweisung als Ergänzung der betriebli- 
chen Ausbüdung stattfanden, am 31. Dezember 1984 wie folgt: 

- 341 Stätten des Handwerks mit rund 48 800 Werkstattplätzen, 

- 85 Stätten der Industrie mit rund 10 000 Werkstattplätzen, 

- 19 von Handwerk und Industrie gemeinsam getragene Stätten mit 
rund 5000 Werkstattplätzen, 

- 72 Stätten der Landwirtschaft nüt rund 3 500 Ausbüdungsplätzen, 

- 12 schweiß technische Lehr- und Versuchsanstalten mit rund 600 
Werkstattplätzen, 

- 70 Werkstätten in Berufsschulen, die überwiegend vom Handwerk 
mitgenutzt werden, mit rund 3 800 Werkstattplätzen. 
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Bis zum 31. Dezember 1987 konnten rund 75000 Ausbildungsplätze in 
überbetriebhchen beruflichen Bildungsstätten gebaut oder in der Finan- 
zierung gesichert werden. Die Reduzierung der Mittelansätze im Verlauf 
der Haushaltsjahre entspricht dem auslaufenden Förderungsprogramm, 
dessen Ausbauziel nahezu erreicht worden ist. 


Bonn, den 27. Mai 1988 
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